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Unterschiede in der Beschäftigtenmobilität in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft werden in diesem Beitrag auf 
Basis eines standardisierten Datensatzes aus der EG-Arbeitskräftestichprobe analysiert. Mobilität in nationalen Arbeits-
märkten – bzw. das Gegenstück die Beschäftigungsstabilität – kann durch nationale Regulierungen (wie zum Beispiel 
gesetzliche Kündigungsschutzregelungen, befristete Arbeitsverträge etc.), aber auch durch die nationale Wirtschaftsstruktur 
und die Arbeitsmarktsituation beeinflußt werden. International vergleichende Studien versuchen Variationen im institutio-
nellen Umfeld einzufangen, vernachlässigen aber häufig andere relevante Variablen. Durch die Einbeziehung von 
Wirtschaftszweigen und unterschiedlichen Zeitpunkten soll dieser Mangel international vergleichender Analysen in der 
vorliegenden Studie gemildert werden. 
Es werden zunächst nationale Kündigungsschutzregelungen sowie Charakteristiken der Volkswirtschaften zusammenfas-
send dargestellt und einige methodische Probleme diskutiert. Mit Hilfe eines Regressionsmodells werden dann die 
wirtschaftszweigspezifischen Effekte der Beschäftigtenmobilität ermittelt. 
Erwartungsgemäß zeigen Länder, die aufgrund der Analyse der nationalen Kündigungsschutzgesetze zu den eher unregu-
lierten Ländern zählen, eine überdurchschnittlich hohe Mobilität im Arbeitsmarkt. Großbritannien und Dänemark sind 
Länder mit hoher Fluktuation im Arbeitsmarkt und gleichzeitig bieten sie nur geringen gesetzlichen Kündigungsschutz. 
Länder mit ausgeprägtem Kündigungsschutz, wie die Bundesrepublik oder Belgien, weisen hingegen in der Regel auch eine 
geringere Mobilität auf. 
Die Bauindustrie, der Handel sowie die Metall- und Nichtmetallindustrie sind Wirtschaftszweige mit überdurchschnittlich 
hoher Beschäftigtenmobilität, wohingegen Finanzdienstleistungen, öffentliche und übrige Dienstleistungen sowie die 
Energieversorgung zu den Wirtschaftszweigen mit geringer Beschäftigtenmobilität zählen. Unterschiede in der Beschäftig-
tenmobilität zwischen den Wirtschaftszweigen lassen sich nicht auf nationale Regulierungen zurückführen, sondern werden 
vor allem durch die Absatzmarktbedingungen und Produktionsprozesse verursacht. 
Durch die Einbeziehung von zwei Zeitpunkten, 1982/83 – einem Rezessionsjahr – und 1987/88 – einem normalen Jahr -
konnte indirekt der Einfluß unterschiedlicher Arbeitsmarktsituationen berücksichtigt werden. Mit günstigerer Arbeits-
marktlage nimmt die Mobilität von einem Beschäftigungsverhältnis in ein anderes, die überwiegend freiwillige Mobilität 
sein dürfte, zu. 
Nationale Regulierungsregimes haben einen Einfluß auf die Mobilität im Arbeitsmarkt und können einen erheblichen Teil 
der internationalen Mobilitätsunterschiede erklären. Aber auch die Wirtschaftsstruktur ist von Bedeutung, und Verände-
rungen der Arbeitsmarktlage beeinflussen insbesondere die freiwillige Mobilität in den Arbeitsmärkten. 
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l Einleitung 
Mit dem Inkrafttreten der Regelungen zum europäischen 
Binnenmarkt seit Januar 1993 und dem Näherrücken einer 
europäischen Währungsunion, wie sie auf dem EG-Gipfel 
in Maastricht diskutiert und konkretisiert wurde, nimmt 
auch die Diskussion um die Wirkungen beider Maßnahmen 
auf die nationalen Volkswirtschaften zu. Kommt es im 
Bereich der Arbeitsmarktgesetzgebung (Kündigungs-
schutz, Arbeitslosenversicherung etc.) zum „Sozialdum-
ping“, also zu Minimalstandards, oder wird sich eine Poli-
tik der „oberen Grenze“ durchsetzen? Wie immer die 
politischen Entscheidungen im Detail ausfallen werden: Es 
gilt als sicher, daß es im Rahmen des europäischen Eini-
gungsprozesses auch zu einer Angleichung der Arbeits-
marktregulierung kommen wird. 
Bevor die Auswirkungen einer EG-einheitlichen Arbeits-
marktregulierung diskutiert werden können, stellt sich 
zunächst die Frage, wie unterschiedlich diese in den natio-
nalen Volkswirtschaften eigentlich sind und welchen Ein-
fluß sie auf die Beschäftigungsstabilität haben. „Produ-
ziert“ mehr Kündigungsschutz höhere Beschäftigungsstabi-
lität oder hängt die Stabilität der Beschäftigungsverhält-
nisse mehr von den Wirtschaftszweigstrukturen und der 
makroökonomischen Situation der Volkswirtschaften ab? 
Werden mit der Angleichung der Arbeitsmarktregelungen 
in den EG-Ländern sich auch die Beschäftigungsstabilitä- 
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gungsstabilität zwischen den Volkswirtschaften auf Unter-
schiede in den Industriestrukturen zurückzuführen? Wobei 
letztere wiederum auch von den Arbeitsmarktregelungen 
abhängen können. 
In diesem Papier werden Unterschiede in der Arbeits-
marktdynamik der nationalen Volkswirtschaften in der EG 
analysiert. Die Stabilität der Beschäftigung kann sowohl 
positive als auch negative Effekte im Zuge der europäi-
schen Integration verursachen. Positiv ist eine hohe 
Beschäftigungsstabilität, wenn dadurch die notwendige 
Voraussetzung für qualitativ hochwertige und flexible, 
kundenorienterte Produktion geschaffen wird, die unter 
Produktionsbedingungen mit höherer Unsicherheit ver-
mutlich nur sehr viel schwieriger zu realisieren wäre. Nega-
tiv ist eine hohe Beschäftigungsstabilität, wenn durch sie 
notwendige Anpassungsprozesse verzögert oder gar 
unmöglich gemacht werden. Von großer Bedeutung für die 
Flexibilität der Volkswirtschaft ist auch, wer über die zur 
Anpassung notwendige Mobilität entscheidet, was wie-
derum von der Arbeitsmarktsituation abhängt (Schettkat 
1992b). 
Die theoretische Fragestellung dieses Papiers bezieht sich 
damit auf die relative Bedeutung institutioneller Regelun-
gen (Arbeitsgesetzgebung, Kündigungsschutz, Kollektiv-
vertragsrecht etc.) für die Beschäftigungsstabilität bzw. die 
Beschäftigtenmobilität. Der zweite wichtige Faktor in die-
sem Zusammenhang ist die relative Bedeutung der indu-
striespezifischen Faktoren, die zum Beispiel in unterschied-
lich stabilen Absatzmärkten (Saison- und Konjunkturein-
flüsse), Produktionsgestaltung etc. zum Ausdruck kommt. 
Die Bedingungen auf den Absatzmärkten, die mit den 
Produktionsbedingungen (Lagerungsfähigkeit der Pro-
dukte, Saisoneinflüsse, Qualifikationsniveau der Beschäf-
tigten etc.) zusammenhängen, können Beschäftigungssta-
bilität erfordern. Sind es überwiegend die nationalen insti-
tutionellen Regelungen oder ist es eher das relative 
Gewicht der einzelnen Absatzmärkte, die zu den beobach-
teten Unterschieden der Beschäftigungsstabilität in den 
Volkswirtschaften der EG führen, oder sind beide Fakto-
ren wirksam? 
International vergleichende Studien haben den Vorteil, 
daß durch Einbeziehung mehrerer Länder eine Variation 
im institutionellen Umfeld erzeugt wird, das potentiell 
Rückschlüsse auf die Wirkung der institutionellen Arran-
gements zuläßt. Allerdings leiden international verglei-
chende Studien gelegentlich an allzu simplen Erklärungen 
der Variation einer Zielgröße mit parallelen Variationen 
der Institutionen. Länder unterscheiden sich nicht nur in 
ihren institutionellen Arrangements, sondern gleichzeitig 
in vielen anderen Dimensionen, wie zum Beispiel der oben 
angesprochenen Industriestruktur. Da es aber praktisch 
unmöglich ist, alle Faktoren zu kontrollieren, bietet sich als 
Ausweg zusätzlich zum Vergleich zwischen den Ländern 
(cross-national approach) eine Analyse der einzelnen Län-
der über die Zeit (international-comparative approach, vgl. 
Schettkat 1989), weil angenommen werden kann, daß 
innerhalb eines Landes eine Vielzahl von relevanten Varia-
blen nur geringen Schwankungen unterliegt. Idealerweise 
ändert sich die relevante institutionelle Regelung während 
des Analysezeitraums, so daß die aus dem Ländervergleich 
(cross-national) vermuteten Wirkungen sich auch im ein-
zelnen Land zeigen müssen, wenn die Kausalität tatsäch-
lich gegeben ist. Bleiben umgekehrt die institutionellen 
Arrangements unverändert und variiert die Zielgröße, so 
ist dieses ein Hinweis, daß weitere Erklärungsfaktoren zu 
berücksichtigen sind (zum internationalen Vergleich siehe 
auch Blank/Freeman 1992). Um die mögliche Wirkung 
dieser unkontrollierten Faktoren abschätzen zu können, 
werden in dieser Studie zwei Zeitpunkte (1983 und 1988) 
analysiert. 
Das Papier geht zunächst auf die theoretischen Zusammen-
hänge zwischen Arbeitsmarktmobilität und Beschäfti-
gungsstabilität in Zusammenhang mit institutionellen 
Regelungen ein (Abschnitte 2 und 3). Es werden dann 
Operationalisierungen von Beschäftigungsstabilität und 
Arbeitsmarktmobilität diskutiert und die Datengrundlage 
dieser Analyse vorgestellt (Abschnitt 4). In Abschnitt 5 
wird dann eine Analyse der Bedeutung nationaler und 
wirtschaftszweigspezifischer Faktoren vorgestellt, die auf 
einem Datensatz aus der EG-Arbeitskräftestichprobe 
basiert, der Länder, Industrien und zwei Zeitpunkte (1983 
und 1988) enthält. Die EG-Arbeitskräftestichprobe wird 
nach einem einheitlichen Konzept jährlich in allen EG-
Ländern erhoben und bietet damit einen hohen Grad der 
Vergleichbarkeit. 
2 Arbeitsmarktentwicklung, Arbeitsmarktmobilität und 
Regulierung: Ein Überblick 
Während der amerikanische Arbeitsmarkt als Beispiel für 
die beschäftigungsfördernde Wirkung eines unregulierten 
Marktes herangezogen wird, wird die Regulierung der 
europäischen Arbeitsmärkte als Hauptgrund für die 
Beschäftigungsprobleme in Europa ausgemacht (vgl. zum 
theoretischen Hintergrund der Diskussion: Schettkat 
1992a). Viele Kündigungsvorschriften in den europäischen 
Ländern stammen aus den 70er Jahren, und ein Vergleich 
der Arbeitskräftefluktuation (Labor-Turnover) in verschie-
denen Ländern zwischen den frühen 70er und den frühen 
80er Jahren zeigt einen deutlichen Rückgang der Arbeits-
platzwechsel (Tabelle 1). In allen Ländern war in den 
frühen 70er Jahren (überwiegend 1971/ 1972) der Labor-
Turnover (Arbeitskräftefluktuation) geringer als in den 
frühen 80er Jahren (überwiegend 1982/ 1983). Dieser 
Trend ist allerdings sowohl in Europa wie auch in den USA 
zu beobachten, wo keine nennenswerte Eingrenzung der 
unternehmerischen Entscheidungsfreiheit durch erweiter-
ten Kündigungsschutz festgestellt werden kann. 
Arbeitskräftemobilität oder -fluktuation kann aus zweierlei 
Gründen zustande kommen: durch Kündigungen von Sei-
ten der Unternehmen (bzw. durch Auslaufen befristeter 
Arbeitsverträge) oder durch arbeitnehmerseitige Kündi- 
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unterschiedliche Auswirkungen auf die Flexibilitätspo-
tentiale der Unternehmen (vgl. Schettkat 1992b), und 
arbeitnehmerseitige Kündigungen verhalten sich prozy-
klisch (Tobin 1972, Rothschild 1978, Franz 1982). 
Es ist davon auszugehen, daß zumindest ein Teil des Rück-
ganges der in Tabelle l dargestellten Mobilitätsraten auf 
eine veränderte makroökonomische Situation – ein Boom 
in den frühen 70er und eine Rezession in den frühen 80er 
Jahren – zurückzuführen ist. In einem Arbeitsmarkt mit 
Arbeitskräfteknappheit gibt es einen hohen Anteil freiwil-
liger Mobilität von einem Beschäftigungsverhältnis direkt 
in ein anderes. In einer solchen Situation erhöht der 
Zugang eines Arbeitnehmers das Produktionspotential des 
einstellenden Betriebes, verursacht aber gleichzeitig eine 
Verminderung des Produktionspotentials in dem Betrieb, 
der den Arbeitnehmer verliert. Um diese Lücke zu füllen, 
wird dieser Betrieb versuchen, Ersatzeinstellungen vorzu-
nehmen, die bei niedriger Arbeitslosigkeit mit hoher 
Wahrscheinlichkeit wiederum direkt aus einem anderen 
Unternehmen kommen werden. Es entsteht eine Mobili-
tätskette, die mit der zunehmenden Arbeitskräfteknapp-
heit länger wird. Umgekehrt verkürzt ein hohes ungenutz-
tes Arbeitspotential (hohe Arbeitslosigkeit ohne Mis-
match) die Mobilitätskette und verringert deshalb die 
aggregierte Mobilität – nicht aber unbedingt die Flexibilität 
– im Arbeitsmarkt (vgl. Akerlof et al. 1988, Schettkat 
1992b). Unzulässig ist die häufig vorzufindende implizite 
Gleichsetzung von hoher Mobilität (Fluktuation) mit hoher 
gesamtwirtschaftlicher Flexibilität hinsichtlich der Produk-
tionsgestaltung. Hier können geradezu umgekehrte Ver-
hältnisse eintreten (Schettkat 1992b). 
Europa ist keine einheitliche Volkswirtschaft, sondern ist 
durch vielfältige institutionelle Traditionen und Unter-
schiede geprägt. Übersicht l gibt einen, allerdings sehr 
groben, Überblick über Kündigungsschutzregelungen in 
den Ländern der EG und ihre wichtigsten Änderungen 
(vgl. auch Schanze/ Hannhorst 1993 und Theeuwes/Hartog 
1993). Es fällt nicht leicht, die Länder der EG eindeutig 
nach der Stärke des Kündigungsschutzes in eine Rangfolge 
zu bringen, denn zu vielgestaltig sind die unterschiedlichen 
Regelungen, die von der einfachen Unterrichtung der 
Gekündigten (Dänemark) bis hin zu Genehmigungen von 
Kündigungen durch die Arbeitsbehörden (Niederlande, 
Spanien, Portugal) reichen. Außerdem gibt es Unter-
schiede in den Regelungen von individuellen Entlassungen 
und Massenentlassungen; sie sind in den einzelnen Län-
dern unterschiedlich abgegrenzt und werden mal mit, mal 
ohne Abfindungszahlungen durchgeführt. Interessanter-
weise gibt es bei den Regulierungen von Massenentlassun-
gen bereits seit 1975 einen Prozeß der europäischen 
Abstimmung, der auf eine Richtlinie des EG-Rates zurück-
geht und der als Richtschnur für nationalstaatliche Gesetz-
gebung gilt (Emerson 1988). Dieser Angleichungsprozeß 
läßt sich an der in vielen Ländern geltenden „30-Tage-
Regel“ ablesen (vgl. Übersicht 1). 
Eine sehr grobe Einteilung könnte Großbritannien und 
Dänemark zu den unregulierten Ländern zählen, dann ein 
breites Mittelfeld mit Frankreich, Belgien, Deutschland, 
Irland, Luxemburg definieren und letztlich eine stärker 
regulierte Ländergruppe mit Griechenland, Spanien, Por-
tugal und den Niederlanden definieren. Da Italien zwar 
keine enge rechtliche Regulierung des Kündigungschutzes 
aufweist, nach (Emerson 1988) aber faktisch kaum Kündi- 
gungen zuläßt, wäre Italien in die Ländergruppe mit 
hohem Kündigungsrestriktionen einzuordnen. 
Zusätzlich ist zu beachten, daß Arbeitsverträge, die von 
vornherein zeitlich befristet werden, eine weitere Quelle 
von Beschäftigtenmobilität sein können. In allen EG-Län-
dern ist der Abschluß zeitlich befristeter Arbeitsverträge 
möglich, und häufig ist der Abschluß dieser Arbeitsver-
träge in den 80er Jahren erleichtert worden. Zeitlich befri-
stete Arbeitsverträge stellen mit 30% am Bestand aller 
Arbeitsverträge in Spanien (vgl. Tabelle 2, Spalte 9) einen 
besonders hohen Anteil. Bezogen auf die neu abgeschlos-
senen Arbeitsverträge ist der Anteil in Spanien noch ent-
sprechend höher. 
Dieser sehr hohe Anteil befristeter Arbeitsverträge ist 
jedoch die Ausnahme, und der europäische Durchschnitt 
bewegt sich im Bereich von 10% (vgl. Tabelle 2, Spalte 9). 
Das untere Ende wird durch die Bundesrepublik markiert, 
obwohl das sogenannte Beschäftigungsförderungsgesetz 
von 1985 den Abschluß befristeter Arbeitsverträge verein-
facht hat. Die Inanspruchnahme durch die Unternehmen 
war aber offenbar nur gering (vgl. Büchtemann/ Höland 
1989), und rund 50% aller befristeten Arbeitsverträge 
mündeten in normale unbefristete Arbeitsverträge. Die 
Befristung erfüllte also mehr die Funktion einer verlänger-
ten Probezeit, denn die eines Instruments zur Erhöhung 
der Beschäftigtenfluktuation. Der relativ geringe Anteil 
befristeter Beschäftigungsverhältnisse in Großbritannien 
(6%) und Dänemark (7%) ist vermutlich das Resultat 
geringer Einschränkungen durch die allgemeine Kündi-
gungsschutzgesetzgebung in diesen Ländern (vgl. Über-
sicht 1). Hier bedarf es nicht des Ausweichens in befristete 
Verträge, eine These, die zugleich auch den hohen Anteil 
befristeter Beschäftigung in Spanien erklären kann. Aller-
dings muß der hohe Anteil befristeter Beschäftigung in 
Spanien auch vor dem Hintergrund der hohen Arbeitslosig-
keit in Spanien gesehen werden, die den Unternehmen 
einen einfachen Ersatz eventuell abwandernder Arbeitneh-
mer erlaubt. 
Bezieht man den Anteil der Beschäftigungsverhältnisse, 
die weniger als 2 Jahre andauern (Tabelle 2, Spalte 15), mit 
in die Betrachtung ein, so findet man die „Substitutions-
these“ für Großbritannien und Dänemark bestätigt. Ein 
Ausreißer sind die Niederlande, die weder einen hohen 
Anteil befristeter Beschäftigung aufweisen, noch zu den 
deregulierten Ländern zu zählen sind, aber dennoch einen 
hohen Anteil mit Beschäftigung von weniger als 2 Jahren 
Dauer (Spalte 15 von Tabelle 2) aufweisen. 
Zieht man die Selbsteinschätzung der Unternehmen hin-
sichtlich der Behinderung einer Beschäftigungsausweitung 
durch Kündigungsschutz (Spalte 16 in Tabelle 2) hinzu, so 
zeigt sich, daß die Einstufung von Großbritannien am 
unregulierten Ende der Skala und Italiens am regulierten 
Ende der Skala durchaus mit der oben angeführten Grob-
klassifikation übereinstimmt. Die Unternehmensbefragung 
aus dem Jahre 1985 (Spalte 16 in Tabelle 2) ist vergleichbar 
mit einer weiteren Erhebung aus dem Jahre 1989, die ein 
ähnliches Bild in den EG-Ländern ergab. Lediglich die 
Einschätzung der Kündigungsregulierungen durch die 
Unternehmen in den Niederlanden verschob sich von 1985 
auf 1989 deutlich nach oben, d.h. hin zu „mehr Behinde-
rung“, obwohl keine restriktiveren Gesetze in den Nieder-
landen während dieser Zeit in Kraft traten (Mosley 1992: 
40), was möglicherweise den Einfluß öffentlicher Diskus-
sion auf Problemwahrnehmung und Befragungsdaten 
reflektiert. 
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Nur ein sehr geringer Teil der Arbeitskräftemobilität insge-
samt wird durch die Veränderung der aggregierten Netto-
beschäftigung verursacht. Ein weit größerer Teil der Mobi-
lität entsteht durch (1) den Strukturwandel, also der Ver-
änderung der sektoralen Wirtschaftsstruktur, (2) den Wett-
bewerb zwischen den Betrieben einer Branche, der zu 
expandierenden und schrumpfenden Betrieben führt (soge-
nannter Job-Turnover, vgl. Cramer/ Koller 1988, Leonard/ 
Schettkat 1991), durch (3) Veränderungen der Länge des 
Arbeitslebens (z.B. durch Variationen der Rentenalters-
grenze), die die natürliche Fluktuation verändert, und 
demographische Einflüsse sowie durch (4) institutionelle 
Einflüsse, wie Kündigungsschutzregelungen, Fristigkeit 
von Arbeitsverträgen, Kurzarbeitergeld etc. 
Diese Faktoren können direkte Wechsel zwischen den 
Wirtschaftszweigen oder zwischen Betrieben innerhalb 
eines Wirtschaftszweiges verursachen, aber sie können 
auch zum Austausch zwischen Beschäftigung einerseits und 
Arbeitslosigkeit oder den Nichterwerbspersonen anderer-
seits führen. Der Arbeitsmarkt ist also kein geschlossenes 
System, und die Besetzung vakanter Jobs kann sowohl mit 
Arbeitslosen als auch mit Personen erfolgen, die zuvor 
nicht arbeitslos waren, weil sie beispielsweise in schulischer 
Ausbildung standen, sich der Kindererziehung gewidmet 
haben oder Auszubildende waren. Umgekehrt müssen 
Kündigungen nicht in Arbeitslosigkeit enden, sondern kön-
nen direkt in neue Beschäftigung oder Nichterwerbstätig-
keit führen. 
Die verschiedenen Ursachen für Mobilität im Arbeitsmarkt 
sind in Übersicht 2 zusammenfassend dargestellt. Die 
obere Reihe des Diagramms beschreibt Mobilität, die sich 
aus der Nettoveränderung der aggregierten Beschäftigung, 
dem Strukturwandel und dem Wettbewerb innerhalb der 
einzelnen Wirtschaftszweige ergibt.
1 Diese Bewegungen 
können mit dem Job-Turnover-Konzept erfaßt werden und 
hängen kaum von der Arbeits- und Kündigungschutzge-
setzgebung ab (Leonard/ Schettkat 1991). Die hier zusam-
mengefaßten Mobilitätsursachen setzen an der Stabilität 
der Arbeitsplätze (jobs) – unabhängig von der Zuordnung 
des Arbeitsplatzes zu individuellen Arbeitnehmern – und 
nicht an der Stabilität der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Kon-
trakte an. Letztere haben eine weit stärkere Wirkung auf 
die untere Reihe der im Diagramm dargestellten Faktoren, 
also die Beschäftigtenmobilität (Labor-Turnover), wenn-
gleich der Job-Turnover natürlich auch Beschäftigtenmobi-
lität verursacht. Hier ist nicht der Raum, um eine systema-
tische Diskussion dieser Faktoren und ihrer Beziehungen 
zueinander zu führen, aber es zeigt sich, daß der Job-
Turnover (die obere Reihe in Übersicht 2) nur rund 30% 
der Beschäftigtenmobilität erklären kann (Schettkat 
1992a). 
Von Bedeutung ist vor allem die Unterscheidung zwischen 
Mobilität innerhalb des Beschäftigungssystems und Mobili-
tät, die über die Grenzen des Beschäftigungssystems hin-
ausgeht. Innerhalb des Beschäftigungssystems führt Mobi-
lität zu direktem Wechseln des Beschäftigungsverhältnisses 
von einem Betrieb zum nächsten, der entweder in der 
gleichen Branche (Intra-Wirtschaftszweigmobilität) oder in 
 
einer anderen Branche beheimatet ist (Inter-Wirtschafts-
zweigmobilität). Mobilität innerhalb des Beschäftigungssy-
stems ist zum großen Teil freiwillige, von den Arbeitneh-
mern initiierte Mobilität und kann zu einer Mobilitätskette 
führen, deren Länge von der Höhe des Arbeitsangebots-
überhanges abhängt (vgl. weiter oben). Die Mobilität, die 
über das Beschäftigungssystem hinausgeht, kann entweder 
im Austausch mit der Arbeitslosigkeit (mittlere Box in der 
unteren Reihe von Übersicht 2) oder im Austausch mit der 
Nichterwerbstätigkeit (rechte Box in der unteren Reihe 
von Übersicht 2) bestehen. 
4 Stabilitätskennziffern: Wie mißt man Beschäftigungssta-
bilität und -mobilität? 
4.1 Kennziffern 
Die direkten Effekte eines Beschäftigungsniveaus auf die 
Mobilität
2 können mit den Veränderungen der Bestände 
zwischen zwei Stichtagen erfaßt werden, denn hierbei han-
delt es sich ja gerade um den Nettoeffekt von Zuströmen in 
und Abströmen aus Beschäftigung. Hinter der Nettoverän-
derung stehen aber Ströme in Beschäftigung hinein und aus 
Beschäftigung heraus, die sehr viel höher sind. So betrug 
nach der Arbeitskräftegesamtrechnung des IAB die 
Zunahme der Beschäftigung im Laufe des Jahres 1991 rund 
200.000 Personen. Diese Nettozunahme der Beschäftigung 
ist jedoch das Ergebnis von rund 7,4 Millionen neu 
geschlossenen Arbeitsverträgen und rund 7,2 Millionen 
beendeten Arbeitsverträgen. Die Bruttoströme sind die 
relevante Größe für die Beurteilung der Arbeitskräftemo-
bilität. 
Eine Möglichkeit, die Stabilität von Beschäftigung zu mes-
sen, besteht darin, daß die Beschäftigten, die zum Zeit-
punkt t und zum Zeitpunkt t+1 in demselben Betrieb oder 
demselben Wirtschaftszweig beschäftigt waren, zur 
ursprünglichen Beschäftigtenzahl in Bezug gesetzt werden. 
Damit ergibt sich die Stabilitätsrate der Beschäftigung: 
 
1 Zusätzlich können Ortswechsel der Betriebe zu einen Job- turnover in der 
Statistik führen. 
2 Neben den direkten Mobilitätseffekten einer Veränderung des Beschäfti-
gungsniveaus können auch indirekte Mobilitätseffekte entstehen, die in 
einem Arbeitsmarkt mit geringer Arbeitslosigkeit eine Mobilitätskette 
auslösen können (vgl. weiter oben). 
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Diese Definition der Beschäftigungsstabilität wird direkt 
durch Niveauveränderungen der Beschäftigung beeinflußt. 
Sinkt die Beschäftigung in der Branche (oder dem 
Betrieb), dann ist auch die Beschäftigungsstabilität relativ 
gering. Ein Ergebnis, das man auch abgebildet haben 
möchte, wenn es um die Sicherheit der Arbeitsplätze geht. 
Geht es aber zum Beispiel um die relative Bedeutung von 
Regulierungseinflüssen und wirtschaftszweigspezifischen 
Faktoren, dann ist man an einem Stabilitäts- bzw. Mobili-
tätsmaß interessiert, das möglichst unbeeinflußt von der 
Veränderung des Beschäftigungsniveaus ist. Ein solches 
Maß ist die Substitutionsrate, die dem jeweils niedrigeren 
Wert der Zustrom- oder Abstromrate entspricht. Die Sub-
stitutionsrate gibt denjenigen Teil der Beschäftigtenmobilität 
an, der nicht direkt durch Variationen des Beschäftigungs-
niveaus verursacht wird. Allgemein: 
 
Die Substitutionsrate der Beschäftigtenmobilität ist besser 
geeignet, die Einflüsse institutioneller, produktionsprozeß-
endogener oder absatzmarktendogener Faktoren auf die 
Beschäftigtenmobilität zu erfassen, denn sie gibt denjeni-
gen Teil der Mobilität wieder, der nicht durch Veränderun-
gen des Beschäftigungsniveaus entsteht, sondern nur zum 
Austausch von Beschäftigten führt. Im folgenden werden 
deshalb Substitutionsraten der Beschäftigtenmobilität ver-
wendet. 
Die mit der EG-Arbeitskräftestichprobe ermittelten 
Arbeitsmarktbewegungen beruhen auf Befragungen, die in 
den einzelnen Ländern der EG jeweils im Frühjahr mit 
einheitlicher Methodik und einheitlichen Definitionen 
durchgeführt werden (vgl. Eurostat 1988 ). Die Konzeption 
der hier verwendeten Daten aus den Jahren 1983 und 1988 
ist einheitlich und erlaubt somit einen hohen Grad interna-
tionaler und intertemporaler Vergleichbarkeit. Spanien 
und Portugal, die der Europäischen Gemeinschaft 1986 
beigetreten sind, sind nur in der Erhebung von 1988 vertre-
ten. Für Italien liegen 1988 keine Werte vor. In allen 
Ländern finden die Erhebungen im Frühjahr statt, und die 
Fragen beziehen sich auf den Erwerbsstatus in der 
Berichtswoche. Einbezogen in die Erhebung werden alle 
Personen, die zum Befragungszeitpunkt in privaten Haus-
halten des betreffenden Staates leben. Gefragt wird auch 
nach dem Erwerbsstatus in der Berichtswoche des vorange-
gangenen Jahres, weshalb es möglich ist, Mobilitäts- bzw. 
Stabilitätsindices zu berechnen. Als Erwerbstätiger zählt in 
der EG-Erhebung, wer während der Berichtswoche min-
destens l Stunde abhängig oder selbständig eine auf 
Erwerb gerichtete Tätigkeit ausgeübt hat oder normaler-
weise ausgeübt hätte. Arbeitslos, ist wer nicht erwerbstätig 
ist, aber eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit sucht und 
verfügbar ist. Der Rest der Wohnbevölkerung wird zu den 
Nichterwerbspersonen gerechnet. Die in dieser Studie ver-
wendeten Daten beziehen sich auf die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (15-65 Jahre). 
Ist der Befragte im Jahre t+1 in Wirtschaftszweig i beschäf-
tigt und war dort auch im Jahr zuvor beschäftigt, so wird 
seine Beschäftigung als stabil definiert, obwohl zwischen-
zeitlich möglicherweise Arbeitslosigkeitsphasen oder 
Wechsel zu Beschäftigung in anderen Wirtschaftszweigen 
und zurück stattgefunden haben können. Insbesondere 
saisonabhängige Beschäftigtenmobilität kann mit der EG-
Arbeitskräftestichprobe nicht erfaßt werden, was in der 
folgenden Analyse zu berücksichtigen ist. Zudem muß mit 
diesem Datensatz eine Beschäftigung als stabil angenom-
men werden, wenn kein Wechsel des Wirtschaftszweiges 
stattgefunden hat, obwohl innerhalb des Wirtschaftszwei-
ges von einem Betrieb zum anderen durchaus Mobilität 
bestanden haben kann. Aufgrund eines Vergleiches zwi-
schen zeitdiskreten und kontinuierlichen Mobilitätsstatisti-
ken in der Bundesrepublik (vgl. Schettkat 1992a) ist davon 
auszugehen, daß die Daten der EG-Arbeitskräftestich-
probe ein gutes Abbild insbesondere der längerfristigen, 
saisonunabhängigen Arbeitsmarktbewegungen geben.    
4.2 Erfassungsmethoden und Datengrundlagen 
Es gibt grundsätzlich zwei Möglichkeiten, Ströme im 
Arbeitsmarkt (Bruttobewegungen) zu ermitteln. Zum 
einen kann kontinuierlich jede, auch kurzfristige Bewe-
gung erfaßt werden (kontinuierliche Erfassung), und zum 
anderen können Wechsel des Beschäftigungsstatus zwi-
schen zwei Zeitpunkten ermittelt werden (zeitdiskrete 
Erfassung). Mit der zeitdiskreten Methode werden zum 
Beispiel saisonabhängige Wechsel aus Beschäftigung hin-
aus und zurück in die Beschäftigung hinein nicht erfaßt, 
wenn die Befragung in gleichen Monaten mit Jahresab-
stand erfolgt. Bei der kontinuierlichen Messung würden 
dagegen alle, auch die kurzfristigen, saisonbedingten 
Wechsel erfaßt werden. Die zeitdiskrete Erfassung der 
Arbeitkräftemobilität gibt deshalb die Untergrenze der 
tatsächlichen Mobilität an. Sie unterschätzt die Mobilität 
um so stärker, je mehr kurzfristige Wechsel stattfinden und 
je größer der Zeitabstand zwischen den Erhebungen ist 
(vgl. ausführlicher Schettkat 1992a). 
5 Beschäftigtenmobilität: Einflüsse von nationaler Regu-
lierung, wirtschaftszweigspezifischen Faktoren und makro-
ökonomischer Situation 
In diesem Abschnitt soll überprüft werden, ob sich regulie-
rungsspezifische Einflüsse auf die Substitutionsraten der 
Arbeitskräftemobilität ermitteln lassen oder ob die wirt-
schaftszweigspezifischen Faktoren und die Arbeitsmarktsi-
tuation für die internationale Variation der Beschäftigten-
mobilität ausschlaggebend sind. Die Überprüfung erfolgt 
mit Hilfe eines Datensatzes, in dem Beschäftigtenmobili-
tätsdaten für 9 EG-Länder und 10 Wirtschaftszweige ver-
gleichbar für die Jahre 1983 und 1988 enthalten sind. Die 
Ermittlung der Effekte erfolgt mit einem Regressionsmo-
dell, in dem Dummies für die Länder, die die nationalen 
Regulierungen repräsentieren, und für die Wirtschafts-
zweige, also für die wirtschaftszweigspezifischen Faktoren, 
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marktregulierungen auf die Zielvariable (Beschäftigtenmo-
bilität), dann werden die Koeffizienten für die Länder, 
sogenannte fixe Effekte, in der obigen Regressionsglei-
chung insignifikant sein. Mit anderen Worten: In jedem 
Land wird sich, kontrolliert für die wirtschaftszweigspezifi-
schen Faktoren, ein ungefähr gleicher Wert der zu erklä-
renden Variablen ergeben. Gehen umgekehrt von den 
landesspezifischen Arbeitsmarktregulierungen Wirkungen 
auf die Zielvariable aus, dann sind signifikante Koeffizien-
ten für die Länderdummies, die ja für die landesspezifi-
schen Regulierungsregime stehen, zu erwarten. 
In gleicher Weise können auch die Einflüsse der wirt-
schaftszweigspezifischen Faktoren mit dem obigen Modell 
überprüft werden. Sind sie von Bedeutung für die Zielva-
riable, so werden signifikante Koeffizienten für die Wirt-
schaftszweigdummies erwartet. Unterschiedliche Länder-
effekte werden durch landesspezifische – nicht wirtschafts-
zweigspezifische – Unterschiede im Job-Turnover (Struk-
turwandel, Wettbewerb; siehe oben), in der Arbeitsmarkt-
situation sowie durch Unterschiede in der Arbeitsmarktre-
gulierung beeinflußt. Da der Job-Turnover aber nur rund 
30% des Labor-Turnover erklären kann, können die Lan-
deseffekte mit den landesspezifischen Regulationsregimes 
identifiziert werden. Beeinflußt werden die Effekte aber 
auch durch die Arbeitsmarktsituation, die einen starken 
Einfluß auf die Mobilität hat (Schettkat 1992b). Für die 
Arbeitsmarktlage wird in einem zweiten Schritt kontrol-
liert. In den Regressionsrechnungen, die in Tabelle 3 dar-
gestellt sind, wird die Referenzgröße durch die Beschäftig-
tenmobilität von Belgien und dem Wirtschaftszweig Ener-
gie/ Wasser definiert. Die angegebenen Koeffizienten sind 
Abweichungen von dieser Referenzgröße. 
Für die wirtschaftszweigspezifischen Effekte (Spalten l und 
2 Tabelle 3) können die Metall- und die Nichtmetallindu-
strie, die Bauindustrie und der Handel als Wirtschafts-
zweige mit signifikant höherer Beschäftigtenmobilität 
gegenüber dem Referenzwirtschaftszweig (vgl. Tabelle 3, 
Spalten l und 2) identifiziert werden. Transport, Finanz-
dienstleistungen, öffentliche Dienstleistungen und übrige 
Dienstleistungen sind dagegen Wirtschaftszweige mit 
geringer Beschäftigtenmobilität, die sich nicht signifikant 
vom Referenzwirtschaftszweig unterscheidet. Das Muster 
der Beschäftigtenmobilität ist in beiden Jahren ähnlich, 
 
3  Ein Wald-Test auf die gemeinsame Insignifikanz der landesspezifischen 
Effekte von Deutschland, Irland, Luxemburg und die Niederlande bestätigt 
dieses Ergebnis. D.h. diese 4  Länder tragen 1983 nicht wesentlich zur 
Erklärung der Abweichungen der Beschäftigtenmobilität von Referenzwert 
(Belgien) bei. Alle Landeseffekte gemeinsam sind dagegen signifikant. 
4  In 1988 sind es nur noch Deutschland, Luxemburg und Griechenland die 
gemeinsam keinen signifikanten Erklärungsbeitrag zu den Abweichungen 
von Referenzwert nach den Wald-Test liefern. 
was dafür spricht, daß die Produktionsbedingungen, die 
Absatzmarktsituation etc. die Mobilität in den Wirtschafts-
zweigen bestimmen. Die Wirtschaftszweige liefern gemein-
sam einen signifikanten Erklärungsbeitrag zur Variation 
der Beschäftigtenmobilität. 
eingeführt   werden.   Das   zugrundeliegende   statistische 
Modell hat die allgemeine Form: 
Die Beschäftigtenmobilität (Spalten l und 2) liegt in Däne-
mark, Frankreich und Großbritannien erheblich über dem 
belgischen Wert. In diesen Ländern ist 1983 die Beschäftig-
tenmobilität um rund 4%-Punkte höher als in Belgien. 
Ungefähr gleiche, d.h. von Belgien nur insignifikant abwei-
chende Werte ergeben sich für die Bundesrepublik 
Deutschland, Irland, Luxemburg, und die Niederlande
3. 
1988 haben Dänemark, Frankreich und Großbritannien 
wiederum signifikant höhere Substitutionsraten der 
Beschäftigtenmobilität als Belgien. Insgesamt ist das Bild 
aber 1988 heterogener, denn auch die Niederlande, Irland 
und die Bundesrepublik unterscheiden sich signifikant vom 
Referenzland Belgien
4. 
Der Einfluß der nationalen Regulierungsregimes wird auch 
dadurch deutlich, daß z.B. Dänemark, ein Land mit hoher 
Fluktuation, nahezu durchgängig in allen Wirtschaftszwei-
gen höhere Fluktuationsraten aufweist als etwa die Bun-
desrepublik Deutschland. Die Ausnahme sind Wirtschafts-
zweige wie öffentliche Dienstleistungen und Finanzdienst-
leistungen, die in Dänemark 1983 vergleichbare Werte 
aufweisen wie in der Bundesrepublik. Beide Wirtschafts-
zweige weisen 1988 in Dänemark aber deutlich höhere 
Substitutionsraten der Beschäftigtenmobilität auf. 
Im Zusammenhang mit der Analyse der international vari-
ierenden Erwerbsbeteiligung und ihrer Verursachungsfak-
toren ist theoretisch und empirisch gezeigt worden, daß der 
internationale Vergleich auf Basis von Querschnittsanaly-
sen (cross-national approach) zu Fehlschlüssen führen 
kann. Allzu leicht werden Unterschiede in der Erwerbsbe-
teiligung mit Unterschieden in den nationalen institutionel-
len Arrangements gleichgesetzt. Verläßlich kann deren 
Einfluß aber nur im Längsschnitt des einzelnen Landes 
überprüft werden, weil im Querschnitt die Vielzahl der 
Verursachungsfaktoren nur schwer zu kontrollieren ist 
(vgl. Schettkat 1989). Gleichen Gefahren für Fehlschlüsse 
unterliegt die hier vorgestellte Analyse natürlich auch, und 
die unterschiedlichen Muster in 1983 und 1988 deuten 
darauf hin, daß „Zeit“ bedeutend ist. Es soll deshalb im 
folgenden versucht werden, einige „Längsschnittfaktoren“ 
durch den Vergleich der beiden Jahre 1983 und 1988 zu 
berücksichtigen. 
Es ist oben bereits diskutiert worden, daß Beschäftigten-
mobilität einerseits unfreiwillig sein kann (bei Entlassun-
gen oder Ablauf befristeter Arbeitsverträge), daß aber die 
Beschäftigten auch freiwillig mobil sein können (überwie-
gend durch Wechsel von einem Beschäftigungsverhältnis 
direkt in ein anderes). Direkte Beschäftigungswechsel wer-
den durch Arbeitskräfteknappheit (Mobilitätsketten), die 
entweder bei geringer Arbeitslosigkeit oder hohem Mis-
match auftritt, begünstigt. Die Arbeitsmarktsituation kann 
sowohl zwischen den Ländern als auch innerhalb eines 
Landes über die Zeit hinweg variieren und Veränderungen 
in den Mobilitätsraten verursachen. 
Vor allen in Dänemark und Großbritannien ist ein deutli-
cher Anstieg der Mobilitätsraten von einem hohen Niveau 
zwischen 1983 und 1988 festzustellen (vgl. Tabelle 3, die 
Koeffizienten in Spalten l und 2). In Dänemark ging 
zudem als einzigem Land auch die Arbeitslosigkeit von 
1982-83 auf 1987-88 in nennenswertem Umfang zurück 
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der Koeffizienten wie für Dänemark zeigen sich auch für 
Großbritannien. Hier ist die Arbeitslosigkeit von 1982 auf 
1987 zwar nicht zurückgegangen (vgl. Tabelle 2 Spalten 7 
und 8), aber von 1987 auf 1988 hat die Arbeitslosigkeit in 
Großbritannien um rund 600.000 Personen abgenommen, 
was einem Rückgang der Arbeitslosenquote von 10,4% auf 
rund 8,3% entspricht. Gleichzeitig haben in Großbritan-
nien die offenen Stellen zugenommen (OECD 1989). 
Aber auch Irland und die Niederlande haben, wenngleich 
auch von einem niedrigen Niveau, einen Anstieg der Koef-
fizienten aufzuweisen, die 1988 signifikant über den Refe-
renzwert liegen. Beide Länder haben zwar 1988 hohe (die 
Niederlande), bzw. sehr hohe (Irland) Arbeitslosenquoten 
(vgl. Tabelle 2, Spalten 7 und 8), aber sie haben von 1987 
auf 1988 einen deutlichen (die Niederlande) bzw. schwa-
chen (Irland) Beschäftigungsanstieg erfahren (Tabelle 2, 
Spalten l und 2). Der Beschäftigungsanstieg korrespon-
dierte mit einen Rückgang der Arbeitslosenzahlen (Spalte 
6, Tabelle 2). 
Während in Großbritannien auch ein Einfluß der Deregu-
lierung auf die gesunkene Beschäftigungsstabilität im 
Zusammenhang mit dem Rückgang des Gewerkschaftsein-
flusses während der 80er Jahre plausibel ist
5, können für 
Dänemark keine Deregulierungstendenzen festgestellt 
werden. Die höhere Mobilität des Jahres 1988 gegenüber 
1983 ist deshalb in Dänemark und möglicherweise auch in 
Großbritannien weniger auf institutionelle Änderungen 
zurückführen, sondern auf eine Verlängerung der Mobili-
tätskette (Schettkat 1982b), die zu erhöhter gesamtwirt-
schaftlicher Mobilität geführt hat. Durch die Einstellung 
bereits beschäftigter Personen werden nachfolgende Ein-
stellungsaktivitäten zum Ersatz der abgeworbenen 
Beschäftigten hervorgerufen. Längere Mobilitätsketten 
entstehen generell, wenn der Arbeitsangebotsüberhang, 
der aus (registrierter) Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbs-
personen besteht, gering ist. Zu erwarten ist dann eine 
Zunahme der Mobilität von einem Beschäftigungsverhält-
nis direkt in ein anderes. 
Dieser Zusammenhang ist mit dem vorliegenden Datensatz 
nur schwer zu überprüfen, aber eine näherungsweise Über-
prüfung kann durch folgendes Vorgehen erreicht werden. 
Erhöhte Mobilität durch eine verlängerte Mobilitätskette 
ergibt sich durch zunehmende Wechsel von einem Beschäf-
tigungsverhältnis direkt in ein anderes, also durch Mobili-
tät innerhalb des Beschäftigungssystems. Die Daten der 
EG-Arbeitskräftestichprobe erfassen aber nur diejenigen 
Wechsel innerhalb des Beschäftigungssystems, die von 
einem Wirtschaftszweig in einen anderen gehen; Intrawirt-
schaftszweigmobilität wird also nicht erfaßt. Die überwie-
gend freiwillige Mobilität direkt von einem Beschäftigungs-
verhältnis in ein anderes wird durch die Daten aus der EG-
Arbeitskräftestichprobe unterschätzt. Direkte Mobilität 
von einem Wirtschaftszweig in den nächsten wird mit den 
Daten der EG-Arbeitskräftestichprobe aber auch über-
schätzt, weil mögliche Arbeitslosigkeitsperioden, die zwi-
schen den Erhebungszeitpunkten liegen, nicht erfaßt wer-
den. Die Relevanz dieser beiden Effekte kann mit den 
vorliegenden Daten nicht ermittelt werden, weshalb die 
folgende Analyse nur approximativ sein kann. 
In den Spalten 3 bis 8 von Tabelle 3 sind Regressionsrech-
nungen für die Teilkomponenten der Substitutionsraten 
der Beschäftigtenmobilität angegeben. Diese Teilkompo-
nenten sind Substitutionsraten des Beschäftigtenaustau-
sches mit der Arbeitslosigkeit, mit den Nichterwerbsperso-
nen sowie mit anderen Wirtschaftszweigen. Betrachtet man 
zunächst die Substitutionsrate für den Austausch mit der 
Arbeitslosigkeit (Spalten 3 und 4 in Tabelle 3), dann sieht 
man, daß von 1983 auf 1988 der Koeffizient für Dänemark 
gesunken ist. Der Austausch zwischen Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit ist in Dänemark im Vergleich zum Refe-
renzland (Belgien, in dem ein Rückgang der Substitutions-
rate für den Austausch zwischen Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit von 2,09 in 1983 auf 1,51 in 1988 stattfand) 
also auch absolut zurückgegangen. Zudem ist der Koeffi-
zient für Dänemark nicht mehr signifikant. Die Regressio-
nen der Substitutionsrate für den Austausch mit den Nicht-
erwerbspersonen (Spalten 5 und 6 in Tabelle 3) weisen aber 
für Dänemark in 1988 höhere Werte als für 1983 auf, was 
möglicherweise auf den verstärkten Einsatz von Weiterbil-
dungsmaßnahmen zurückzuführen ist (Höcker 1992), denn 
Personen in Vollzeit-Weiterbildung zählen nicht zu den 
Erwerbspersonen. Der deutlichste Anstieg des dänischen 
Koeffizienten ist für die Interwirtschaftszweigmobilität 
festzustellen (Spalten 7 und 8), also für diejenigen Wechsel 
der Beschäftigungsverhältnisse, die durch die Mobilitäts-
kette beeinflußt werden. 
Der dänische Arbeitsmarkt ist insgesamt durch eine hohe 
Fluktuation gekennzeichnet und reagiert – nach Wirt-
schaftszweigen differenziert – rasch mit Einstellungen und 
Kündigungen auf Outputschwankungen, was durch den 
hohen steuerfinanzierten Kostenanteil der dänischen 
Arbeitslosenversicherung (Höcker 1992) und die relativ 
generösen Arbeitslosengeldzahlungen (vgl. Reissert 1992 
für eine Übersicht der Lohnersatzraten in der EG) verbun-
den mit dem geringen Kündigungsschutz erklärbar ist. Die 
generell befristeten „Ersatzbeschäftigungsverhältnisse“ in 
Dänemark, die Langzeitarbeitslosen angeboten werden 
(Höcker 1992), können ebenfalls zur Erhöhung der Fluk-
tuationsrate beigetragen haben. Die „Ersatzbeschäfti-
gungsverhältnisse“ konzentrieren sich allerdings auf öffent-
liche Dienstleistungen, weshalb sie kaum als Erklärung für 
die in allen Wirtschaftszweigen von 1983 auf 1988 angestie-
gene Mobilität herangezogen werden können. Für Däne-
mark kann somit davon ausgegangen werden, daß die 
verbesserte Arbeitsmarktsituation zu einer längeren Mobi-
litätskette geführt hat und die erhöhte Mobilität plausibel 
erklären kann. Diese Interpretation des Mobilitätsanstie-
ges wird durch eine vergleichende Befragung von Unter-
nehmen in EG-Ländern hinsichtlich des Arbeitkräfteman-
gels gestützt: Für Dänemark liegen die Werte des Jahres 
1986 deutlich über den beiden Vergleichsjahren 1982 und 
1990 (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
1991b: 127, Graphik 140), beides Jahre mit einer relativ 
hohen Arbeitslosigkeit in Dänemark. 
Auch in Großbritannien ist es vor allem die Interwirt-
schaftszweigmobilität, die zwischen 1983 und 1988 ange-
stiegen ist (Spalten 7 und 8 von Tabelle 3), und auch hier ist 
die Arbeitslosigkeit zumindest von 1987 auf 1988 gefallen 
(vgl. oben). Dennoch repräsentiert eine Arbeitslosenquote 
von rund 8% ein hohes ungenutztes Arbeitspotential, das 
aber aktuell durch Mismatch (Layard/ Nickell/ Jackman 
1991) reduziert wird, was verlängernd auf die Mobilitäts-
kette wirkt (Schettkat 1992b). Die vergleichende Erhebung 
der EG zum Arbeitskräftemangel (Kommission der Euro- 
e
 
5 Die Mindestbetri bzugehörigkeitszeit für den Kündigungsschutz wurde 
1986 auf zwei Jahre für alle Betriebe festgelegt. Zuvor bezog sie sich nur auf 
Betriebe mit 20 oder weniger Beschäftigten und betrug l Jahr in anderen 
Betrieben (vgl. Addison/Siebert 1992 und Übersicht 1).
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für Großbritannien einen deutlichen Anstieg des Arbeits-
kräftemangels von 1982 auf 1986 auf, obwohl die Arbeitslo-
senquote in diesem Zeitraum angestiegen ist. Im Vereinig-
ten Königreich entsteht die Arbeitskräfteknappheit offen-
bar weniger durch quantitativ geringe Arbeitslosigkeit, als 
durch Mismatch im Arbeitsmarkt, was auf das britische 
Bildungssystem zurückgeführt wird (Finegold/Soskice 
1989). 
In den beiden anderen Ländern, deren Koeffizienten von 
1983 auf 1988 angestiegen sind, Irland und den Nieder-
landen, sind unterschiedliche Ursachen der Mobilitätszu-
nahmen festzustellen. In Irland hat der Austausch zwischen 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit zugenommen, nicht 
aber die Interwirtschaftszweigmobilität (Spalten 7 und 8 in 
Tabelle 3). In den Niederlanden ist seit Mitte der 80er 
Jahre eine wirtschaftliche Erholungsphase eingetreten, was 
zu leichten Beschäftigungsgewinnen und zu einer Zunahme 
der offenen Stellen führte (vgl. OECD 1988/ 89). Ein 
Anstieg der Mobilität innerhalb des Beschäftigungssystems 
bei anhaltend hoher Arbeitslosigkeit und im wesentlichen 
unveränderter Regulierung weist auf Mismatch im Arbeits-
markt hin, der durch den hohen Anteil Langzeitarbeitslo-
ser (mehr als 50% der Arbeitslosen waren 1986 l Jahr und 
länger arbeitslos) bestätigt wird. 
Frankreich ist in der Einschätzung der Unternehmen ein 
Land, in dem der Beschäftigungsschutz als bedeutendes 
Hindernis angesehen wird (vgl. Tabelle 2). Gleichzeitig hat 
Frankreich aber eine geringe Beschäftigungsstabilität und 
hohe Substitutionsraten der Mobilität. Zwar hat es in 
Frankreich eine „Deregulierung“ Mitte der 80er Jahre 
gegeben (vgl. Übersicht 1), aber die Koeffizienten für 
Frankreich haben sich nicht wesentlich verändert (vgl. 
Tabelle 3). Gleichzeitig ist auch die Arbeitslosigkeit mit 8 
bis 10% (vgl. Tabelle 2) recht hoch, so daß nur eine relativ 
kurze Mobilitätskette zu erwarten ist. Ein möglicher Fak-
tor für die hohe Mobilität im französischen Arbeitsmarkt 
liegt eventuell im beruflichen Bildungssystem, das überwie-
gend schulische Ausbildung vorsieht und deshalb mögli-
cherweise viel „Job-Shopping“ erfordert, bis ein guter 
„Match“ gefunden wird. Hierauf deuten die hohen Koeffi-
zienten für Mobilität innerhalb des Beschäftigungssystems 
hin (vgl. Tabelle 3, Spalten 7 und 8), die 1983 und 1988 
hoch waren. Ein Test mit gepoolten Daten beider Jahre 
ergab eine signifikant höhere Mobilitätsrate in 1988 im 
Vergleich zu 1989 (Spalte 9 in Tabelle 3). 
6 Zusammenfassende Schlußfolgerungen 
Die Länder der EG unterscheiden sich hinsichtlich der 
Substitutionsraten der Beschäftigtenmobilität: Belgien, die 
Bundesrepublik, Luxemburg bilden eine Gruppe mit nied-
rigen Substitutionsraten, der am anderen Ende Dänemark, 
Frankreich und Großbritannien mit hohen Substitutionsra-
ten gegenüberstehen. Griechenland, Irland und die Nie-
derlande liegen in der Mitte oder haben ihre Position in 
den 80er Jahren verändert. 
Es gibt deutliche Hinweise auf die Einflüsse der nationalen 
Regulierungen hinsichtlich der Beschäftigtenmobilität, 
aber gleichzeitig traten in einigen Ländern Veränderungen 
der Mobilitätsraten auf, die kaum mit Veränderungen der 
Regulierungen zu erklären sind. Die Einbeziehung von 
zwei Jahren, 1983 und 1988, in die Analyse erlaubte es, 
Hinweise auf den Einfluß unterschiedlicher Arbeitsmarkt-
lagen auf die Mobilität zu identifizieren. In den Ländern 
(vor allen Dänemark und Großbritannien), in denen ein 
deutlicher Anstieg der Mobilität von 1983 auf 1988 zu 
verzeichnen war, hatte die Arbeitskräfteknappheit zuge-
nommen, was zu einer Mobilitätskette und damit zu höhe-
rem Labor-Turnover führen kann. Diese These wird 
dadurch gestützt, daß überwiegend die Mobilität innerhalb 
des Beschäftigungssystem, d.h. von einem Wirtschafts-
zweig „direkt“ in einen anderen, in diesen Ländern zuge-
nommen hat. 
Insgesamt zeigt sich, daß die Rangfolge der Länder hin-
sichtlich der Substitutionsraten der Arbeitskräftemobilität 
recht gut mit der auf der Basis des Kündigungschutzes 
vorgenommenen Grobklassifikation übereinstimmt. Natio-
nale Regulierungsregime haben einen Einfluß auf die 
Beschäftigtenmobilität, aber auch wirtschaftszweigspezifi-
sche Faktoren sind bedeutend. Die makroökonomische 
Situation beeinflußt insbesondere die Mobilität innerhalb 
des Beschäftigungssystems. Sie ist nicht nur für die Netto-
veränderung der Beschäftigtenzahl, sondern auch für die 
Mobilität im Arbeitsmarkt relevant. 
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